
Von Ideologen, die Eltern entmachten wollen, und was
WIR tun können
Liebe Leserinnen und Leser,

mit Petra Honekamp lernen Sie hier heute eine neue kluge Stimme auf meinem Blog kennen. Hier finden
Sie eine Ecke im Internet, wo die freie Meinung gepflegt und daran erinnert wird, was einst
selbstverständlich und gut war. In diesem Fall das Recht der Eltern, über die Erziehung und Zukunft der
eigenen Kinder selbst zu entscheiden. Dieses Recht wird uns im Grundgesetz ausdrücklich garantiert,
und dieses natürliche Recht hatten Eltern zu allen Zeiten, bis irgendwann menschenverachtende
Ideologen rund um den Erdball begannen, die Eltern in der eigenen Familie zu entmachten.

Heute kommt die größte Bedrohung für die traditionelle Familie aus der Mitte der Gesellschaft, vom rot-
grünen Parteienblock und leider auch aus Teilen der bürgerlichen Parteien CDU und FDP. Wenn es um
den Gender-Schwachsinn geht, der für viele Linksmenschen zu einer üppig sprudelnden Einnahmequelle
geworden ist, oder die Verstaatlichung der Kindererziehung, intensiv vorangetrieben von der früheren
Familienministerin von der Leyen (CDU), die heute die Bundeswehr ruinieren darf – die Bedrohungen der
Freiheit von Eltern, ihre Kinder so zu erziehen wie sie wollen, sind immens.

Auch dabei sind wir Bürgerlichen gefragt, Widerstand zu leisten. Nicht auf der großen politischen Bühne,
sondern dort, wo wir etwas bewirken können. Nutzen Sie Ihre Möglichkeiten in der Schulpfegschaft und
als Elternvertreter im Kindergarten! Widersprechen Sie! Gehen Sie auf die Barrikaden! Beschweren Sie
sich bei der Leitung, wenn Weihnachtsfeiern zu „Winterfesten“ umgewidmet, kein Schweinefleisch mehr
bei Grillfesten angeboten und Kinder im Unterricht mit Lehrmaterialien zur Frühsexualisierung
drangsaliert werden!

Wir verändern nichts, wenn wir auf Facebook nur jammern und jedem Irrsinn, der in unserem Land
passiert, tatenlos vom Sofa aus zugucken. Vor dem Fernseher und am Grill gewinnt man keinen
Kulturkampf…

Mit herzlichen Grüße,

Ihr Klaus Kelle

GASTSPIEL: Petra Honekamp über das Recht der
Eltern, frei zu entscheiden
Als Eltern haben wir schnell gelernt, dass unsere Entscheidungen nicht nur uns betreffen, sondern stets
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Auswirkungen auf unsere Kinder haben. Wo sollen sie zur Welt kommen? Wo und wie wollen wir als
Familie wohnen? Wer geht arbeiten? Wer kümmert sich um die Kinder? Es gibt unzählige
Entscheidungen, die getroffen werden müssen. Aber wie findet man zu den richtigen Entscheidungen?
Was ist das Beste für die Kinder? Woran orientieren wir uns? Haben wir wirklich Entscheidungsfreiheit?

Vor allem bei der Entscheidung zur Fremdbetreuung unserer Kinder hat unsere Familie wichtige
Erfahrungen gesammelt. Für uns war klar, dass unsere Kinder in einen Kindergarten gehen werden. Als
wir unseren Sohn mit drei Jahren für drei Stunden pro Tag anmelden wollten, reagierte man in der
ausgewählten Einrichtung skeptisch. Man empfahl uns eindringlich, in Erwägung zu ziehen, den Jungen
schon ein Jahr früher anzumelden, da ansonsten möglicherweise kein Platz für ihn reserviert werden
könne. Man untermauerte das mit vielen guten Gründen. Doch wir blieben bei unserer Entscheidung und
bekamen dann auch einen Platz.

Leider war unser Sohn vom ersten Kindergartentag an dort nicht glücklich. Ich musste ihn fast jeden
Morgen überreden, dort hinzugehen. Auch wenn ich ihn fröhlich wieder abholte, wirkte er nie begeistert.
Als dann in der Einrichtung eine große Umbaumaßnahme begonnen wurde, wollte er gar nicht mehr
hingehen. Er wurde unzufriedener und immer wieder bat er uns, nicht mehr dorthin zu müssen. Erst
nach neun Monaten hin und her konnten wir uns durchringen, auf Sohn und unser Bauchgefühl zu hören
und ihn wieder abzumelden. Es war die beste Entscheidung für unseren Sohn, und wir hatten danach
eine tolle kindergartenfreie Zeit zusammen mit seiner kleinen Schwester.

Eineinhalb Jahre später versuchten wir es nochmal in einem anderen Kindergarten. Dieses Mal
zusammen mit seiner Schwester, die mittlerweile auch dreieinhalb Jahre alt war. Alles lief zunächst gut,
bis unser Sohn in die Schule kam. Doch ab dem ersten Schultag des Jungen wollte auch seine kleine
Schwester nicht mehr gehen.

Und wieder die gleichen Fragen, die gleichen Gespräche. Am Ende haben wir auch unsere Tochter für
das letzte Jahr vom Kindergarten abgemeldet und sind nun gespannt auf das kommende Jahr.

Warum war es für uns so schwer, diese Entscheidungen zu treffen? Fremdbetreuung hat einen guten Ruf.
Medien und Gesellschaft sind sich sicher, dass Kinder in einem Kindergarten bestens aufgehoben sind.
Dort können sie spielen und lernen, haben Kontakte zu Gleichaltrigen, erfahren Abwechslung vom
Familienalltag und werden von guten Pädagogen betreut. Wir lernten in beiden Einrichtungen gute
Pädagogen kennen, engagierte und liebevolle Erzieherinnen, die sich mit Hingabe um die Kinder
kümmerten und versuchten, die besten Rahmenbedingungen für ihre Schützlinge zu schaffen. Aber bei
25 Kindern im Alter von 2 bis 6 Jahren mit zwei Betreuern sind die Möglichkeiten begrenzt. Nicht jedes
Kind kommt gut zurecht.

Wir konnten unsere Entscheidung, die Kinder wieder abzumelden, frei treffen, denn ich bin momentan
Vollzeitmama und damit flexibel. Das gilt aber nicht für alle Familien. Viele sind auf die Betreuung
angewiesen, weil Beide arbeiten. Ich wünsche mit, dass Familien z.B. durch Steuererleichterungen mehr
Freiheit bekommen, sich in den ersten Jahren auch für die Selbstbetreuung zu Haus entscheiden zu
können. Momentan wird sogar darüber diskutiert, eine Kindergartenpflicht einzuführen, damit würde



sich auch diese Entscheidungsfreiheit erledigen. Wieder ein Stück Freiheit und Selbstbestimmung
weniger.

Ich bin sicher, dass die meisten Eltern gute Entscheidungen für ihre Kinder treffen können. Natürlich
sind solche Entscheidungen durch das jeweilige Umfeld, die Erfahrungen und durch
Rahmenbedingungen geprägt. Aber wir sollten das System kritisch beleuchten und für unsere Freiheiten
einstehen. Vielleicht erleben wir Widerstände, und oft müssen wir uns mit den Rahmenbedingungen und
Gesetzen arrangieren, die unsere Entscheidungen bestimmen.

Und eins ist ganz klar: Wenn wir eine Entscheidung getroffen haben, dann sollte es sich für uns und
unsere Kinder einfach gut anfühlen. Und dann war es ganz sicher die richtige Entscheidung.

Fahren Sie doch noch mal mit der Straßenbahn, Herr
Bundespräsident!
Zwei Monate noch, dann ist Bundespräsident Joachim Gauck Privatier. Für heute hat der erste Mann im
Staate Gäste zu einer Abschiedsrede ins Schloss Bellevue in Berlin eingeladen. Das Thema: „Wie soll es
aussehen, unser Land?“ Eine Frage, die sich in der Tag viele Bürger in diesen Tagen stellen. Auf Gaucks
Antwort dürfen wir gespannt sein. Für eine Bewertung seiner Amtszeit ist es noch zu früh. In der
Bevölkerung ist Gauck überwiegend populär. Er ist ein politischer Bundespräsident, der nicht singt und
durch Wälder wandert, sondern sich eingemischt hat. Wenn er über Freiheit geredet hat, habe ich ihm
immer gern zugehört. Zu dem Thema kann er eine Menge beitragen bei seinem Lebenslauf.

In negativer Erinnerung ist mir eine Weihnachtsrede geblieben, in der er sinngemäß sagte, dass sich
viele Migranten in Deutschland fürchteten, abends in U-Bahnhöfe zu gehen. Sofort kam mir der Gedanke,
dass ich eigentlich nur deutsche Mitbürger kenne, die sich abends in U-Bahnhöfen fürchten – vor
Migranten, oder wie das im modernen Deutschland heißt „jungen Männern“.

Verehrter Herr Bundespräsident, bevor Sie am 18. März aus dem Amt scheiden: Fahren Sie doch mal an
einem beliebigen Samstagabend mit der Straßenbahn durchs Ruhrgebiet! Ohne Bodyguards. Dann
bekommen Sie zum Abschluss noch ein Gefühl dafür, was die Menschen in Ihrem, in unseren
Deutschland derzeit mehr als alles andere bewegt!

Am 12. Februar wird Gaucks Nachfolger gewählt, vermutlich der jetzige Bundesaußenminister Frank-
Walter Steinmeier.
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Dazwischen geblitzt – über einen gemeingefährlichen
Autofahrer
Heute Morgen wurde ich mal wieder geblitzt. Mein Vergehen: Ich war unterwegs auf einer zweispurigen
Straße, hinter mir kein weiteres Fahrzeug zu sehen. An den Lichtern erkennbar bemerkte ich, dass mir in
etwa zwei Kilometer Entfernung ein Auto entgegenkam. Sonst nichts. Außer natürlich dem Staat, der in
Form eines Mittelklassewagens mit eingebautem Verkehrsmessgerät am Fahrbahnrand stand. Warum
schickt mein Staat, der auch von mir finanziert und legitimiert wird, am Samstagmorgen gegen 10 Uhr
jemanden zu einer fast vollkommen leeren Straße, um mich abzukassieren? Habe ich einen anderen
Mitbürger gefährdet? Ein Kleinkind vielleicht oder einen anderen Autofahrer? Bin ich gerast auf einer
leeren Straße mit 63 km/h? Habe ich einen Verkehrsunfall verursacht? Und warum steht da an dieser
Stelle überhaupt ein 50 km/h-Schild? Ohne erkennbaren Sinn und Verstand. Die freudlose Existenz dort
im Staats-Auto, die an einem grauen Samstagmorgen frieren muss, um mich inflagranti zu erwischen,
kostet vermutlich mehr, als das Bußgeld, dessen Höhe ich nun demütig erwarte und selbstverständlich
bezahle, damit all die Gleichstellungsbeauftragt_*Innen, Friedensforscher, Klima-Experten und antifa-
Bediensteten, die sich unsere Gesellschaft leistet, ein Auskommen haben. Irgendwo muss das Geld ja
herkommen.

Und wissen Sie, weil ich immer mal wieder über Parkverbotsschilder, Spielverbotsschilder,
Lärmverbotsschilder und ähnliches Schreibe, weiß ich genau, wie meine Post nachher im Mail-Ordner
aussehen wird. Da werden dutzende Mitbürger schreiben, dass ich ein übler Verkehrsrowdy bin, dem
man statt 20 Euro 200 Euro aufdrücken oder am besten ein generelles Fahrverbot aussprechen sollte.
Glauben Sie nicht? Bekomme ich jedesmal nach solchen Beiträgen. Denn Ordnung muss sein…

GASTSPIEL: Felix Honekamp über Demokratie und
Freiheit
Was, wenn eine Mehrheit morgen entscheiden sollte, dass Autos nicht mehr rot sein dürfen, weil
statistisch mit roten Autos mehr Unfälle passieren? Was, wenn eine Mehrheit morgen entscheiden sollte,
dass Rasenflächen in Gärten nur noch auf eine minimale Länge gestutzt werden dürfen, damit Kaninchen
und Regenwürmer dort besser überlebensfähig sind? Was, wenn eine Mehrheit morgen entscheiden
sollte, dass Kirchenglocken nicht mehr geläutet werden dürfen? Oder keine Minarette mehr gebaut
werden dürfen?
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Demokratie: Die Herrschaft des Staatsvolkes, meist vertreten durch ein Parlament! Kaum ein politisches
System hat es in der Vergangenheit geschafft, sich derart unangreifbar darzustellen. Will man heute
einer politischen Richtung oder der Regierung eines Landes den schwerstmöglichen politischen Vorwurf
machen, dann lautet der, sie sei undemokratisch.

„Demokratie“, so ein bekanntes Bonmot Winston Churchills, „ist die schlechteste aller Regierungsformen
– abgesehen von all den anderen Formen, die von Zeit zu Zeit ausprobiert worden sind.“ Von den
allermeisten wird das übersetzt mit „die beste aller Regierungsformen“, wodurch der versteckte Hinweis
auf die Mängel dieser Staatsform, die eingangs beispielhaft und – zugegeben – polemisch dargestellt
wurden, vollständig ausgeklammert wird. Kritik an der Demokratie wird schnell als „undemokratisch“
bezeichnet, dabei sollte doch gerade in einer Demokratie – so sie denn wirklich frei ist – gerade die
Diskussion über die Staatsform legitim sein. Wenn die Demokratie zu einem „weltlichen Gott“ erhoben
wird, ist dagegen Gefahr im Verzug. Dabei gerät auch schnell aus dem Blick, dass Freiheit und
Demokratie oft in einem Atemzug genannt werden, aber keine Synonyme darstellen. Als Gegenteil der
Demokratie wird allzu leicht die Diktatur, die Alleinherrschaft eines Tyrannen oder Königs oder auch
einer Partei bezeichnet, bei der Herrscher oder Herrschende nicht durch demokratische Wahlen an die
Macht gekommen sind.

Dabei ist schon der Definition – Herrschaft des Staatsvolkes – zu entnehmen, dass mit einer solchen
Gegenüberstellung kein Gegenteil beschrieben wird. So wird auch in einer Demokratie Herrschaft
ausgeübt – nur eben nicht durch einen Diktator. Egal ob in Form einer direkten oder einer
parlamentarischen Demokratie, oder einer der vielen Mischformen: Immer werden Entscheidungen
getroffen, denen sich Minderheiten zu beugen haben. Wird also in einer Demokratie über Autofarben
entschieden, dann müssen sich auch die daran halten, die dergleichen für hanebüchenen Unsinn halten.
Werden in einer Demokratie Steuer- oder Sozialgesetzgebungen entschieden, dann sind diejenigen, die
die entschiedene Politik für falsch halten, nicht nur gezwungen, sie zu akzeptieren; sie müssen sie auch
finanzieren! Wenn Freiheit unter anderem bedeutet, über das legal erworbene Eigentum frei zu
verfügen, dann wird diese Freiheit schon beträchtlich eingeschränkt.

Eine solche Problematik entsteht – und hier wird es wirklich schwerwiegend für den Erhalt einer freien
und demokratischen Gesellschaft – besonders in einem Sozialstaat wie in Deutschland oder vielen
anderen Ländern Westeuropas: Opportunistische Entscheidungen wie Wahlgeschenke verhelfen Parteien
zur Mehrheit, Sparkurse dagegen sind Gift in jedem Wahlkampf. Derartige Wohltaten werden – je größer
der Anteil der Nettoempfänger ist – zu einem wahlkampfentscheidenden Faktor. Mahnende Stimmen, die
für eine rigide Ausgabenpolitik stimmen oder gar das Wort der freien Marktwirtschaft im Mund führen,
werden so schnell als unsozial abgestempelt, jedenfalls aber überstimmt. Freiheit – im Sinne einer
Verfügungsgewalt über sich selbst und sein Eigentum – sieht anders aus.

So ist auch der Satz Thomas Jeffersons zu verstehen: „Demokratie ist, wenn sich zwei Wölfe und ein
Schaf am Tag darüber unterhalten, was es am Abend zum Essen gibt.“ Scherzhaft – und um deutlich zu
machen, dass es sich bei Freiheit und Demokratie nicht um Synonyme handelt – fügen manche diesem
Satz eine Ergänzung an: „Freiheit ist, wenn das Schaf mit einer Waffe in der Hand Einspruch erheben



kann.“ Freiheit und Demokratie werden durch all das nicht zum Widerspruch, das hieße, den benannten
Erläuterungen zu viel Gewicht zuzumessen. Freiheit und Demokratie stehen aber schnell in einem
Spannungsverhältnis, sobald sich auch nur ein Einzelner einer demokratisch verfassten Entscheidung
nicht beugen möchte – egal ob aus egoistischen Gründen, ob er der Meinung ist, dass die Entscheidung
fachlich falsch und schädlich ist, oder ob es sich um eine für seine Begriffe unmoralische Entscheidung
handelt. Aber auch wenn es nicht um Begriffe wie Moral oder Richtigkeit geht: Jede Entscheidung, durch
die jemand anderes zu einem Handeln gezwungen wird, widerspricht der Freiheit. Insofern, so ein
ebenfalls geflügelter Satz, ist auch die Demokratie ein Mittel, von dem nur mit Augenmaß Gebrauch
gemacht werden sollte – auch demokratische Entscheidungen können unrecht und freiheitsbeschränkend
sein.

Für die Demokratie, und auch die Form der parlamentarischen Demokratie, sprechen dagegen einfache
Praktikabilitätsgründe. Bestimmte Entscheidungen sind auf einer übergeordneten Ebene – kommunal,
national, manche vielleicht international – zu treffen, damit sie wirksam werden können. Soll ein
Einzelner die Kultivierung seines Gartens bestimmen und eine Nachbarschaft möglicherweise noch recht
einfach über die Gestaltung des gemeinsamen Spielplatzes abstimmen können; bei anderen Themen wird
es deutlich komplexer, lokal zu handeln und zu entscheiden. Zu diesen Fragen gehören zum Beispiel die
innere und äußere Sicherheit oder auch ein Mindestmaß an sozialem Netz für in Not Geratene. Allein aus
finanziellen Gründen sind derartige Entscheidungen nur auf überregionaler Ebene sinnvoll zu treffen,
und wäre es im Umkehrschluss nicht möglich, auf eine einstimmige Entscheidung zu setzen. Eine
demokratisch mit Mehrheit gewählte Regierung oder ein Parlament erscheint da das willkommene Mittel
der Wahl, derartige Themenfelder bearbeiten und entscheiden zu können.

In einer solchen Sichtweise fußt auch das Selbstverständnis der Politik und der Politiker: Derjenige der
sich als Diener des Volkes versteht, sieht seine Aufgabe darin, die Probleme eines Landes, das ihn
gewählt hat, zu lösen. Ein solches Selbstverständnis droht aber schnell aus dem Ruder zu laufen. So
enthält der Koalitionsvertrag von 2013 der schwarz-roten Koalition neben eindeutig national zu lösenden
Themen auch solche wie den W-LAN/Breitbandausbau, die Gestaltung der Zeit für die Familie,
Wartezeiten auf Facharzttermine oder – gerade wieder aktuell – die Förderung der Elektromobilität. Die
Botschaft einer solchen Politik an die Bevölkerung und die Wähler lautet: Macht euch keine Sorgen, wir
kümmern uns um alles! Möglicherweise hat so mancher Politiker dabei eine Hollywoodsicht auf sich als
aufrechten, demokratischen und gerechten Helden: Ein Präsident, der die Welt rettet wie Bill Pullman als
Präsident Whitmore im Film „Independence Day“ oder zumindest sein Team um sich herum raushaut, wie
Harrison Ford als Präsident Marshall in „Air Force One“ – das sind die starken Typen, die sich mancher
Wähler an den Schalthebeln der Macht wünscht, und als die diese sich auch gerne identifizieren.

Doch dieses Fremdbild ist einem drastischen Wandel unterworfen: Den meisten erscheint es, dass ein
Regierungschef eher Ähnlichkeit hat mit dem von Kevin Spacey gespielten Frank Underwood aus der US-
Serie „House of Cards“ – korrupt, gewissenlos, unmoralisch und mit dem eiskalten Spruch auf den
Lippen, dass Demokratie maßlos überschätzt wäre. Beide Bilder von Politik und Politikertypen sind
natürlich bis auf Einzelfälle nicht realistisch; nur sollte man nicht meinen, dass der unmoralische
Machtmensch unwahrscheinlicher wäre als der altruistische erste Diener seines Volkes. Politiker sind



auch nur Menschen, darum ist ein übermenschlicher Anspruch – des Politikers an sich selbst oder des
Wählers an den Politiker – nicht gerechtfertigt. Dabei ist die bislang noch oft anzutreffende Einschätzung
der Politik durch die Wähler „Die kümmern sich! Die machen das!“ genauso einseitig wie das sich
langsam aber sicher breitmachende „Die belügen und betrügen uns alle!“. Man darf dem
durchschnittlichen engagierten Politiker durchaus seine Sorge um Land und Leute abnehmen. Man darf
ihm abnehmen, dass er nach bestem Wissen und Gewissen Entscheidungen trifft. Aber erstens bedeutet
guter Wille nicht gleichzeitig gute Entscheidungen in immer komplexeren Themen. Und zweitens sollte
der Satz des großen politischen Liberalen und Katholiken des 19. Jahrhunderts, Lord Acton, immer im
Hinterkopf bleiben: „Macht korrumpiert, absolute Macht korrumpiert absolut.“ – Wer einmal von der
Macht gekostet hat, dem mag der Ausbau der Macht allzu verführerisch erscheinen – die Schweine aus
George Orwells „Farm der Tiere“ lassen grüßen.

Wenn nun aber die Demokratie und die Freiheit in einem Spannungsverhältnis stehen und die
parlamentarische Demokratie ebenfalls mit den beschriebenen Risiken für die Freiheit einhergeht, eine
solche Regierungsform aber schon alleine aus Praktikabilitätsgründen in vielen Fällen angeraten
erscheint: Was ist dann die Alternative?

Der libertäre Denker Roland Baader hat in seinen 2008 erschienenen „Freiheitsfunken“ deutlich
gemacht, dass die Essenz der Freiheit nicht in der Mitbestimmung, sondern in der Selbstbestimmung
liegt. Zu ihr steht die Demokratie – die einen Teil, oft einen zu großen Anteil der Selbstbestimmung
aufhebt – tatsächlich im Widerspruch. An ihr muss sich darum eine demokratische „Legitimation“
messen, weil sie in der Regel die Freiheit der Menschen beschneidet. Demokratische Entscheidungen
sind nur in dem Maße legitim, wie anders keine angemessene Problemlösung gefunden werden kann.
Darüber hinaus ist ein heilsamer Prozess der Bewusstwerdung der Möglichkeiten und Grenzen der Politik
notwendig. Praktikable und ethisch vertretbare Alternativen zu einer Demokratie stehen nicht zur
Diskussion, daher wird es darum gehen müssen, das System der Demokratie an sich zu optimieren.

Mehr Subsidiarität statt Zentralisierung von Entscheidungen, mehr Selbstverantwortung statt Delegation
von Verantwortung auf Staat und Regierung, mehr Sachauseinandersetzung statt machiavellistischer
Machtpolitik, und mehr – um dieses altmodische Wort zu benutzen – Demut in der Politik statt
Allmachtsphantasien, alles lösen zu müssen und zu können: Es ist ein anderer Politik- und Demokratiestil,
der notwendig ist, damit nicht plötzlich Alternativen aufstehen, die weder für überzeugte Demokraten
noch für Verteidiger der Freiheit akzeptabel sein werden. Papst Benedikt XVI. hat in seiner Rede vor dem
Bundestag am 22. September 2011 die Bitte des jungen Königs Salomo an Gott wiedergegeben: „Verleih
deinem Knecht ein hörendes Herz, damit er dein Volk zu regieren und das Gute vom Bösen zu
unterscheiden versteht“ (1. Kön 3, 9). Das Gute zu tun, das Richtige zu entscheiden, auch einzusehen,
eine Entscheidung nicht treffen zu können oder zu sollen, das muss für einen Politiker der Maßstab sein;
und es muss – umgekehrt – für den Wähler das Argument zur Stimmabgabe für einen Politiker sein. Der
Anspruch mag hoch sein, er mag zu idealistisch oder gar naiv klingen. Aber welchen Grund sollte man als
Wähler haben, einen Politiker zu wählen, von dem man nicht wenigstens annimmt, dass er sich um ein
solches Verständnis und um eine solche Politik bemüht?



Zynismus und Politikverdrossenheit haben insofern bei allen Mängeln der Politik keinen Platz. Die Politik
an sich ist in der Tat alternativlos: Entscheidend sind die Maßstäbe, die an eine gute Politik angelegt
werden, damit Demokratie und Freiheit am Ende in einem ausgewogenen Verhältnis stehen.

Erstveröffentlichung 9. Mai 2016 in „Die Tagespost“ www.die-tagespost.de

Was muss ein Staat tun? Und was nicht?
Es kommt in diesen Zeiten nicht häufig vor, dass Regierende etwas entscheiden und dafür in der
Bevölkerung breite Zustimmung ernten. Der aktuelle Beschluss der Bundesregierung, die EU-
Nichtraucherschutz-Richtlinie umzusetzen, wird dazugehören. Vom Frühjahr 2016 an werden auf
Zigarettenschachteln neben den bekannten Warnhinweisen auch sogenannte „Schockfotos“ aufgedruckt.
Bilder von faulenden Raucherbeinen oder krebsbefallenen Lungen sollen mindestens zwei Drittel der
Schachteln bedecken, so wurde entschieden. Und die Grünen, die sich seit Gründung darum bemühen,
Drogen aller Art – auch solche, die man rauchen kann – zu legalisieren, sind ebenfalls begeistert vom
neuen Beschluss, wenngleich – das ist halt Oppositionsgeschäft – alles natürlich wieder viel zu spät
kommt.

Bevor ich weiterschreibe, lassen Sie mich eins klarstellen: Nichtrauchen ist definitiv gesünder als
Rauchen. Niemand zweifelt daran, dass Beschlüsse wie der mit den Schockbildern oder ein Werbeverbot
fürs Rauchen von der Politik gut gemeint sind. Ich frage mich allerdings, ob der Einsatz unserer
Regierung, den Menschen das Rauchen auszutreiben, tatsächlich zu ihren Aufgaben gehört. Ein Gesetz,
das untersagt, in öffentlichen Räumlichkeiten zu rauchen, macht Sinn. Man will Nichtraucher und
besonders Kinder davor schützen, Nikotindämpfe ungewollt einatmen zu müssen. Das gilt auch für Busse,
Bahnen, Flugzeuge oder Restaurants. Alles nachvollziehbar und akzeptable Staatsaufgabe. Und natürlich
kann ein Gesundheitsminister auch Broschüren verteilen lassen, in denen die schädliche Wirkung des
Nikotingenusses deutlich gemacht wird. Aber haben sie ein Mandat dafür, Menschen mit derart
drastischen Maßnahmen unter Druck zu setzen, ihre Lebensgewohnheiten zu verändern? Wenn jemand
Rücksicht auf andere Menschen nimmt, aber für sich privat entscheidet, rauchen zu wollen – was geht
das den Staat an? Nichtraucher schützen – klar! Aber warum maßt sich die Politik an, Menschen etwas
komplett austreiben zu wollen, was immerhin rund ein Viertel der Erwachsenen tun und tun wollen?

Ich weiß genau, was mir jetzt einige schreiben werden, nämlich: Herr Kelle, wissen sie eigentlich was
unser Gesundheitssystem jedes Jahr für die Behandlung von Raucherkrankheiten an Milliardenbeträgen
aufwenden muss? Und ja, das weiß ich. Und dann frage ich Sie zurück: Wissen Sie denn, wieviele
Milliarden die Solidargemeinschaft jedes Jahr aufwendet, um die Folgen des Alkoholmissbrauchs zu
therapieren? Drucken wir Fotos von Säuferlebern auf Bierflaschen? Tausende Mitbürger verletzen sich
alljährlich beim Wintersport. Drucken wir Fotos von zerbrochenen Schlüsselbeinen und Löchern im
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Schädel auf Skier und Snowboards? Wie viele tödliche Unfälle passieren im Straßenverkehr? Lässt
unsere Regierung, lässt die EU, Fotos von Blutlachen auf Motorradtanks anbringen? Die Krankenkassen
finanzieren auch alljährlich etwa 100.000 Abtreibungen aus unseren Beiträgen, ohne dass an Kliniktüren
Fotos angebracht werden, die zeigen, was bei so einem Abbruch wirklich gemacht wird. Nein, tut mir
leid, aber das Argument mit den Belastungen für das Gesundheitssystem zieht nicht, denn sonst wäre
konsequent, auch in all den hier beschriebenen Fällen aktiv zu werden.

Nochmal: Ich werbe hier nicht für das Rauchen. Ich sage meinen Kindern immer wieder, dass sie es bloß
nicht anfangen sollen. Mir geht es um die Frage: Was ist in einer freien Gesellschaft Aufgabe der Politik?
Gehört es dazu, Leuten etwas madig zu machen, was sie tun wollen? Und wo endet das? Die grüne Idee,
in staatseigenen Kantinen einen „Veggie Day“ einzuführen, wurde ja dankenswerter Weise schnell
begraben. Vorerst. Aber was ist das für ein Denken? Wir, die Politik, wissen, was gut für euch ist, was ihr
tun und lassen dürft. Denn das ist auch klar: Ein Gemüseteller ist gesünder als Currywurst mit Pommes
Majo. Aber nochmal: Wenn ich genau diese Currywurst essen möchte – was geht das meine Regierung
an?

Freiheit gehört nicht nur einem Teil der Gesellschaft
In Lübeck beschwerten sich dieser Tage Schüler von fünf Europaschulen öffentlich, dass sie als
„schulische Pflichtveranstaltung“ an einer Demonstration für Toleranz, Vielfalt, Weltoffenheit und so
weiter und so weiter teilnehmen mussten. Als Pflichtveranstaltung habe man das nur aus
versicherungsrechtlichen Gründen bezeichnet, erklärte ein Schulleiter auf Anfrage, und ich würde nicht
einmal ausschließen, dass das stimmt in diesem Land, in dem alles seine Ordnung haben muss. Jedenfalls
waren die Schüler der siebten und achten Klassen verpflichtet, die Demonstration als Teil des
Unterrichts zu besuchen. Gelebte Demokratie sozusagen, auch das erstmal gut. Aber stellen wir uns vor,
eine Schule oder ein Lehrer würde mit seiner Klasse zu einer Pegida-Demo gehen oder zum 1000-Kreuze-
Marsch nach Berlin oder in Stuttgart zur Demo gegen die Frühsexualisierung von Kindern durch rot-
grüne Bildungspläne. Liebe Leute, was wäre in diesem Land los? Und damit bin ich beim Punkt: Wenn
Politiklehrer ihren Schülern zeigen wollen, wie Demokratie funktioniert, ist das großartig. Wenn Political
Correctness dabei die Auswahl vorschreibt und Unliebsames außen vor lässt, ist es genau das Gegenteil
von Demokratie. Das passiert übrigens nicht nur in Schulen. Als Stadionbesucher sehe ich immer die
Vereine und Spieler, die mit Ansprachen vor dem Anpfiff und Transparenten ihre Abneigung gegen
Homophobie und Rassismus bekunden. Und das ist auch absolut in Ordnung, wenn Vorbilder
Zivilcourage zeigen. Aber Philipp Lahm, der vor einem Spiel mit Mikro in der Hand einen Text vorliest, in
dem er vor den Gefahren durch gewalttätige Zuwanderer warnt? Hannover 96, das aufruft, an einer
Demo gegen Spätabtreibungen teilzunehmen? Oder auch das Land Nordrhein-Westfalen, dass zum „Tag
des ungeborenen Lebens“ anordnet, vor allen öffentlichen Gebäuden Fahnen der Pro-Life-Bewegung zu
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hissen? All das werden wir niemals erleben, und all das belegt bedauerlich eindrucksvoll, dass es
natürlich eine Political Correctness gibt, die sich wie Mehltau über unsere Gesellschaft legt und einen
offenen Diskurs an Meinungen und Ideen behindert. Und das ist keineswegs nur ein deutsches Problem,
sondern ein Problem „des Westens“ insgesamt.
Aus Frankreich wurde jetzt der Fall eines Kunstlehrers bekannt, der 13- und 14-jährigen Schülern in
seiner Collège-Klasse Mohammed-Karikaturen gezeigt hatte. Nach den Terroranschlägen von Paris wollte
er mit den jungen Leuten über Meinungs- und Pressefreiheit diskutieren. 20 muslimische Schüler
beschwerten sich darüber bei der Schulleitung. In den Streit griff schließlich die Schulbehörde in
Straßburg ein. Sie supendierte den Lehrer. Der darf nun vier Monate lang nicht mehr unterrichten. Die
Leitung der Schulbehörde begründete diesen skandalösen Schritt damit, man habe die Lage „befrieden“
wollen. Suspendiert, weil er seinen Schüler Freiheit erklären wollte…. Wundert sich noch jemand, dass
Menschen aus anderen Kulturen inzwischen über uns und unsere Demokratie lachen?


